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 Entschließungsantrag
 der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP

 zu der dritten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung
 – Drucksachen 17/7376, 17/9773 –

 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Transplantationsgesetzes

 Der Bundestag wolle beschließen:

 I.  Der Deutsche Bundestag stellt fest:

 Ziel  der  Umsetzung  der  EU-Richtlinie  über  Qualitäts-  und  Sicherheitsstandards
 für  zur  Transplantation  bestimmte  menschliche  Organe  in  deutsches  Recht  ist
 die  Verbesserung  der  Ablauforganisation  insbesondere  in  und  zwischen  den  be-
 teiligten  Krankenhäusern,  die  die  Organspende  in  Deutschland  durchführen.  Um
 neben  der  Optimierung  der  Ablauforganisation  auch  die  Möglichkeiten  zu  er-
 weitern,  die  Bevölkerung  mit  dem  Thema  Organspende  vertraut  zu  machen,
 kommt  der  Information  und  Aufklärung  eine  bedeutende  Rolle  zu.  In  Deutsch-
 land  stehen  noch  immer  zu  viele  Menschen  auf  der  Warteliste  von  Eurotrans-
 plant  International  Foundation  ohne  die  Chance,  ein  lebensrettendes  Organ  er-
 halten  zu  können.  Immer  noch  sterben  täglich  drei  Menschen,  weil  sie  nicht
 rechtzeitig  ein  Organ  erhalten  haben.  Insgesamt  liegt  Deutschland  im  interna-
 tionalen Vergleich bei der Zahl der Organspenden im unteren Mittelfeld.

 II.  Der Deutsche Bundestag bekräftigt

 die  Notwendigkeit  des  Vertrauens  der  Bürgerinnen  und  Bürger  in  die  Organ-
 spende  und  die  damit  verbundenen  Maßnahmen.  Organspende  und  -transplanta-
 tion  sind  sensible  Felder,  die  in  der  Öffentlichkeit  auch  als  solche  wahrgenom-
 men  werden.  Diese  Sensibilität  macht  ein  hohes  Maß  an  Vertrauen  in  die  Um-
 setzung  des  gesetzgeberischen  Willens  erforderlich.  Dazu  gehört  insbesondere
 eine  Koordinierungsstelle,  die  die  ihr  übertragenen  Aufgaben  in  transparenter
 und verantwortungsvoller Weise wahrnimmt.

 Daher  begrüßt  der  Deutsche  Bundestag  die  vom  Stiftungsrat  der  Deutschen  Stif-
 tung  Organtransplantation  vorgelegten  Eckpunkte  eines  sog.  Masterplans  zur
 Weiterentwicklung  der  Deutschen  Stiftung  Organtransplantation  sowie  die
 Maßnahmen,  die  der  Stiftungsrat  über  seine  bisherige  Aufsichtsfunktion  hinaus-
 gehend  eingeleitet  hat,  um  das  Vertrauen  in  die  Arbeit  der  Deutschen  Stiftung
 Organtransplantation zu stärken.

 Er  wird  in  Zukunft  regelmäßig,  mindestens  einmal  im  Jahr,  den  Stiftungsrat  der
 Koordinierungsstelle  Deutsche  Stiftung  Organtransplantation  in  den  Ausschuss
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für  Gesundheit  des  Deutschen  Bundestages  laden.  Damit  wird  auch  das  Ziel  ver-
 folgt,  dem  Stiftungsrat  die  Gelegenheit  zu  geben,  über  den  jeweiligen  Umset-
 zungsstand  seines  sog.  Masterplans  zur  Neuausrichtung  der  Deutschen  Stiftung
 Organtransplantation dem Ausschuss für Gesundheit zu berichten.

 III.  Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf,

 1.  die  im  Gesetz  zur  Regelung  der  Entscheidungslösung  im  Transplantations-
 gesetz  vorgesehene  Verpflichtung  zur  Information  der  gesetzlichen  Kran-
 kenkassen  und  der  privaten  Krankenversicherungsunternehmen  an  ihre  je-
 weiligen  Versicherten  über  die  Organspende  und  die  damit  verbundene
 Aufforderung,  sich  zu  Lebzeiten  für  oder  gegen  eine  Organspende  zu  ent-
 scheiden  und  diese  Entscheidung  zu  dokumentieren,  durch  begleitende  Infor-
 mationskampagnen  der  Bundeszentrale  für  gesundheitliche  Aufklärung
 (BZgA)  über  das  bereits  geplante  Maß  hinaus  zu  flankieren.  Zur  Erfüllung
 dieser  Aufgabe  werden  der  BZgA  die  erforderlichen  Mittel  zusätzlich  aus
 dem Bundeshaushalt zur Verfügung gestellt;

 2.  die  für  die  Festlegung  der  Inhalte  der  Unterweisung  in  lebensrettenden
 Sofortmaßnahmen  und  Ausbildung  in  Erster  Hilfe  zuständigen  Stellen  und
 Organisationen  aufzufordern,  das  Ziel  der  Information  und  Aufklärung  über
 Organspende  auch  dadurch  zu  stärken,  dass  das  Thema  Organspende  zu
 einem  verpflichtenden  Bestandteil  im  Rahmen  von  Erste-Hilfe-Kursen  wird.
 Damit  wird  das  Ziel  verfolgt,  dass  im  Rahmen  der  Erprobung  lebensrettender
 Sofortmaßnahmen  qualifiziert  über  das  Thema  gesprochen  werden  kann.
 Gleichzeitig  werden  insbesondere  im  Bereich  der  Fahrschulen  alle  jungen
 Menschen eines Jahrganges erreicht, die sich zur Fahrprüfung anmelden.

 Berlin, den 22. Mai 2012
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